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Sonnabend, 6. Oktober 1917

Per gewaltige Großangriff in Flandern
Neuer Mißerfolg der Franzoſen

Berlin, 5. Okt. An der flandriſchen Front ſuchte
am 4. Oktober der Engländer in gewaltigem Groß-
angriff unter Einſatz ſtärkſter Kräfte und aller Mittel die
Entſcheidung im Kampf um die U-Boot-Baſis. Ein
roßer Teil der engliſchen Armee wurde hier gegen

Bruchteile der deutſchen Armee eingeſetzt. Vom frühen Morgen
bis zum ſpäten Abend tobte die erbitterte Schlacht. Hatte die
Artillerievorbereitung der letzten Tage ſchon alles bisher Da-
geweſene übertroffen nach Feſtſtellungen Churchills vom 3. Ok-
tober ſind in der letzten Woche in Flandern viermal ſoviel Gra-
naten verſchoſſen worden als 1916 an der Somme ſo war auch
die Fortſetzung des Artilletiekampfes während der Schlacht ſelbſt
von bisher nie gekannter Stärke. Jm erſten Morgengrauen warf
der Gegner gegen den Abſchnitt Bahn Boeſinghe--Staden bis
zum Kanal von Hollebeke gewaltige tief gegliederte Jnfan-
teriemaſſen engliſche, auſtraliſche, neuſeeländiſche Divi
ſionen und Schotten zum Angriff vor, denen ſtarke Reſerven
dichtauf folgten. Alles, was die moderne Kriegstechnik an An
griffsmitteln erfunden und geſchaffen hat, begleitete dieſen An
prall. Durch unſere wuchtigen und kraftvoll geführten Gegen-
ſtöße wurde das erbitterte Ringen bis zum äußerſten ge
ſteigert. Den ganzen Tag über wogte der Kampf in unvermin-
derter Stärke hin und her. Unabläſſig warf der Feind neue
Verſtärkungen in die Schlacht und verſuchte durch rückſichts-
loſen Menſcheneinſatz die erſten Anfangserfolge zu erweitern.
Poecapelle, Zonnebeke und Gheluvelt ſchälten ſich
bald als Brennpunkte des erbitterten Kampfes heraus. Am
ſpäten Abend verſuchte abermals der Gegner den etwa einen Kilo-
meter tiefen Einbruch in en errtern. Umß Uhr 30 Min. abends warf er gegen die Fronten unſeres
Trichterfelbes weſtlich Pasſchendaele-Becelaere
friſche geſchloſſene Jnfanteriemaſſen zum Angriff vor. Des-
gleichen erfolgte um 7 Uhr beiderſeits der Chauſſee per n--
Menin ein neuer Angriff, der von ſtarken friſchen feindlichen
Kräften ausgeführt wurde. Wiederum entſpann ſich ein Ringen
mit größter Erbitterung, vhne daß es dem Gegner gelang, irgend
welche weiteren Vorteile zu erringen. Erſt nach 10 Uhr abends
flaute die Jnfanterieſchlacht ab. Die weitgeſteckten Ziele
der Engländer wurden nicht im entfernteſten er
reicht. Jn der Abwehrzone unſeres Drichter-feldes iſt auch dieſer neue Großangriff des Gegners abermals
unter den ſchwerſten Verluſten blutig zuſammengebrochen.
Die Leiſtungen und der Heldenmut unſerer Drup-
pen, die hier in Flandern in ſchwerſtem Ringen einem vielfach
überlegenen Feind gegenüberſtehen, der noch vor Jahres
abſchluß die Entſcheidung erzwingen will oder
muß, iſt unvergleichlich. Der Verſuch engliſcher Be-
richte, ihre weitgeſteckten Ziele, die die Entſcheidung bringen
ſollen, abzuleugnen, ſind bewußte Unwahrheiten und
nichts weiter als eine Vorſichtsmaßregel, die durch die

der Flandernſchlachten ge-
boten erſcheint.

Jn der Nacht ſetzte der Feind ſein Zerſtörungsfeuer auf
unſere Linien fort, das ſich in den Morgenſtunden des 4. Oktober
ſtellenweiſe wieder verdichtete.

Während an der Arrasfront und in der Gegend
St. Quentin nur ſtellenweiſe die beiderſeitige Feuertätigkeit
lebhafter wurde, erfolgte auf dem Oſt ufer der Maas bei
Einbruch der Dunkelheit nach ſtarker Feuerſteigerung der erwar-
tete franzöſiſche Angriff beiderſeits der Höhe 344. Mit
ſtarken Kräften in etwa 2 Kilometer Breite rannte hier der Feind
zum 12. Male innerhalb drei Tagen vergeblich gegen unſere neu-
gewonnenen Stellungen an. Jeder Geländegewinn blieb ihm ver
ſagt. Der neue Mißerfolg koſtete wieder den Franzoſen hohe
blutige Verluſte und Einbuße an Gefangenen.

Verlorene Schiffe
Rotterbam, 5. Oktober. Der „Maasbode“ meldet: Der

amerikaniſche Segler „Hilda M. Horton“, der engliſche Dampfer
„Ravensworth“, 801 Tonnen, und die Schleppdampfer „Esburg“
und „James Reid“ ſind geſunken. Der amerikaniſche Schoner
„Emma S. Brigge“, 294 Tonnen, wurde verlaſſen. Der
Schleppdampfer „Arion“ iſt geſcheitert, der Segler „Cyreux“
iſt geſunken, der engliſche Dampfer „On Sang“, 2802 To.,
iſt geſunken, der Schleppdampfer „Nyera“ geſunken,
der franzöſiſche Dampfer „Loire“, 1492 Tonnen, geſtrandet
und verloren, der griechiſche Dampfer „Eugenie S. Embiricos“,
4131 Tonnen, iſt geſtrandet. Der norwegiſche Dampfer
„Montana“, 7020 Tonnen, iſt geſunken, die engliſche Bark
„Colonial Empire“, 2436 Tonnen, iſt geſtrandet und wird
wahrſcheinlich ein Wrack werden. Der Schleppdampfer „Wm. A.
Murray“ iſt geſunken.

Japan verkauft keine Schiffe mehr
Kopenhagen, 5. Okt. Die japaniſche Regierung hat

ein Verbot erlaſſen, Schiffe in japaniſchem Beſitz zu ver-
kaufen, oder Schiffe, die ſich zurzeit auf japaniſchen Werften
im Bau befinden, an ihre ausländiſchen Beſteller ab
zuliefern. Japan folgt dabei dem amerikaniſchen
Beiſpiel, alle erreichhare Handelstonnage unter
japaniſche Flagge und unter ſtaatliche Kontrolle zu
ſtellen. Durch das Verbot wird wieder, wie durch das
amerikaniſche, vor allem England geſchädigt, das 20 große
Handelsſchiffe zwiſchen 6000 und 8000 Tonnen auf japani-
hen Werften beſtellt hatte.

Geſchäftsſtelle in Berlin und Berliner Schriftleitung:
Bernburger Straße 30. Fernruf Amt Kurfürſt Nr. 6290

Druck und Verlag von Otto Thiele. Halle (Saale

Ein engliſcher Panzerkreuzer verſenkt
London, 4. Okt. Die Admiralität meldet: Das

Kriegsſchiff „Drake“ wurde am Dienstag morgens an der
Nordküſte von Jrland torpediert. Es erreichte einen
Hafen und ſank im ſeichten Waſſer. Die Exploſion
tötete einen Offizier und 18 Mann. Die übrigen
wurden gerettet.

Der engliſche Panzerkreuzer „Drake“ lief im Jahre
1901 vom Stapel. Er hatte eine Größe von 14 300 Tonnen,
eine Schnelligkeit von 24,6 Seemeilen und eine Beſatzung
von 900 Mann. Die Beſtückung beſtand aus zwei 23,4-,
ſechzehn 15,2- und zwölf 7,6-Zentimeter-Schnelladekanonen.

Abendbericht des Großen hauptquartiers
Berlin, 5. Okt., abends. (Amtlich) Jn Flan-

d rn lebhafter Feuerkampf zwiſchen Yſer und
y S.

Sonſt keine weſentlichen Ereigniſſe.

Der öſterreichiſche Generalſtabsbericht
Wien, 4. Okt. Amtlich wird verlautbart:
Keine größeren Kampfhandlungen.

e Der Chef des Generalſtabes

Kaiſerliches Handſchreiben an Hindenburg
Berlin, 5. Oft. (Amtlich.) Der Kaiſer an Gene-

ralfeldmarſchall v. Hin denburg: Mein lieber General-
feldmarſchall! Zum heutigen Tage, an welchem Sie das
70. Lebensjahr vollenden, ſpreche ich Jhnen meine wärmſten
und herzlichſten Glückwünſche aus. Möchten Sie mir, der
Armee und dem Vaterlande wvoch viele Jahre in
voller Friſche und Geſundheit erhalten
bleiben! Es iſt mein Wunſch, Jhnen, mein lieber Feld
marſchall, noch eine perſönliche Freude zu bereiten. Jch
weiß, daß treue kameradſchaftliche Beziehungen Sie mit
dem Oldenburgiſchen Jnfanterie- Regiment Nr. 91 ver

knüpfen, deſſen ausgezeichneter Kommandeur Sie geweſen
ſind und deſſen Ausbildung für den Krieg, die ſich jetzt ſo
glänzend bewährt, auch Sie Jhre Kraft gewidmet haben.
Jch ſtelle Sie daher auch à la suite dieſes tapferen Regi-
ments. Großes Hauptquartier, 2. Oktober 1917. gez. Wil-
helm, Rex.

Graf Luxburg ohne freies Geleit
Buenos-Aires, 4. Oktober. Da Ciraf Luxburg

kein freies Geleit gewährt wurde, ſtößt er auf Schwierigkeiten
bei ſeiner Einſchiffung. Er hat daher gebeten, auf einer Farm
im Jnnern des Landes bleiben zu dürfen, was die Regierung
abgelehnt hat. Man glaubt, daß Graf Luxburg morgen im Auto
nach Chile abreiſen wird.

Der Papſt und die Entente
Rom, 4. Okt. Nach dem „Nieuwen Rotterdamſchen

Courant“ erfährt „Daily Telegraph“ aus Rom vom 2. Oktober,
daß der Papſt tatſächlich der Entente ſeine Vermittlung
angeboten habe, ohne ihre Antwort abzuwarten.

Schmutzige Wäſche in der frauzöſiſchen Kammer
Vertrauensvotum für die Regierung

Paris, 4. Okt. Deschanel verlas in der Kammer eine
Interpellation Poncel über die Angelegenheit Bolo und
fügte hinzu, es ſei eine weitere Interpellation Malvy über den
gleichen Gegenſtand eingegangen. Nachdem die Kammer die ſo-
fortige Erörterung beſchloſſen hatte, wurde vom Miniſterpräſi-
denten auf Wunſch der Kammer ein Brief des Chefredakteurs
der „Action Francaiſe“, Dondel, verleſen. Darin wird
Malvy beſchuldigt, ſeit drei Jahren Deutſchland alle Geheim-
niſſe ausgeliefert zu haben, und verſichert, bezüglich Malvy und
Leymaries, des Direktors der allgemeinen Sicherheit ſeien Be
weiſe für Hochverrat im Ueberfluß vorhanden. Malvy habe
in das Kriegsamt eintreten wollen, um der deutſchen Heeres-
leitung den Plan des Angriffes am Chemin-des-Dames zu
liefern.

Nach Erledigung der Jnterpellation Poncel-Malvy über die
Angelegenheit Bolo nahm die Kammer mit 350 Stimmen eine
Tagesordnung an, in der der Regierung des Ver-
trauen ausgeſprochen wird.

Poineare wird beſcheidener
Genf, 5. Okt. Jn Lorient hielt Poincars eine Rede,

die nach franzöſiſchen Blättern u. a. die Wendung enthalten
hat, daß ſich Frankreich eventuell mit dem Siege
franzöſiſcher Jdeen und franzöſiſcher Kultur beſcheiden
werde, falls nicht alle Kriegsziele erreichbar wären.

Das preußiſche Herrenhaus
und die Demokratie

Eine neue Sorge iſt unſeren Demokraten erwachſen.
Kaum iſt ihnen von halbamtlicher Seite die Zuſicherung ge-
geben worden, daß die von ihnen ſo heiß erſehnte Umge-
ſtaltung des preußiſchen Landtagswahlrechts auf der
Grundlage des allgemeinen, gleichen und direkten Wahl-
rechts Ende dieſes oder Anfang nächſten Monats durch die
Vorlegung eines Geſetzentwurfes der Erfüllung zugeführt
werden ſoll, ſo fällt ein Tropfen Wermuth in den Becher
ihrer Freude. Dieſe Aenderung des preußiſchen Wahlrechts
ſoll nämlich angeblich verknüpft werden mit einer
„Reform“ des Herrenhauſes, die den Männern
vom Schlage des „Berliner Tageblattes“, der „Frankfurter
Zeitung“ und des „Vorwärts“ nicht paßt, ja die ihnen die
Errungenſchaft des Reichstagswahlrechts für das Abge-
ordnetenhaus als wertlos erſcheinen läßt. Aus gewiſſen
Angaben ſchließen dieſe Blätter, daß die Umgeſtaltung des
Herrenhauſes in der Weiſe geplant ſei, daß es unter Ein-
engung des Königlichen Berufungsrechtes eine ſtän-
diſche Grundlage erhält, wobei neben den aus Wahlen
hervorgehenden Vertretungen der einzelnen Berufsſtände
eine Reihe anderer Vertretungen geſchaffen würde, die den
agrar-konſervativen Kreiſen der Bevölkerung ein ſtarkes

Uebergewicht ſicherten
zir wiſſen nicht,

Regierung gehen, erachten aber den bekanntlich von dem
verſtorbenen Finanzminiſter Dr. Miquel für die Umge-
ſtaltung der Volksvertretung gehegten Gedanken einer
Verlegung des parlamentariſchen Schwergewichts nach der
e Seite hin, in die Berufsſtände mit gewiſſen

inſchränkungen für durchaus eröterungswert. Wenn da-
bei dem bodenſtändigen Element, alſo der Landwirtſchaft.
der Jnduſtrie und dem Handwerk, ein Uebergewicht gegen-
über dem flutenden, wechſelnden, mehr oder weniger rein
politiſchen Elemente zufiele, ſo wäre das bei der wachſen-
den Bedeutung der wirtſchaftlichen Fragen nicht von
Schaden. Namentlich nicht angeſichts der „Demokrati-
ſierung“ des Abgeordnetenhauſes. Dieſe Möglichkeit
genügt aber ſchon unſerer Demokratie. um Zeter und
Mordio über die „reaklionären Pläne“ der Regierung zu
ſchreien. Das „Berliner Tageblatt“ erklärt, unter dieſen
Umſtänden habe das Zugeſtändnis in der Wahlrechtsfrage
für das Abgeordnetenhaus nur einen „platoniſchen“ Wert,
denn dann würde ſich die alles überragende Machtſtellung
der Konſervativen in Preußen nur verſchieben, und am
Ende bliebe alles ſo ziemlich beim alten. Die Frankfurter
Zeitung“ erkennt in den angeblichen Plänen der Regierung
nur die Abſicht, das Schwergewicht der Hemmniſſe einer
zeitgemäßen Entwicklung Preußens aus dem Abgeordneten-
hauſe in das Herrenhaus zu verlegen und dieſes zur „Zu-
fluchtsſtöätte der Reaktion“ zu machen. Das Demokraten-
blatt erhebt „grundſätzlich“ als erſte Forderung: die Be-
ſeitigung des „längſt petrefakt gewordenen“ (verſteinerten)
Oberhauſes; mindeſtens müſſe dieſes, da die ſtändiſche Ver-
tretung durchaus „überaltert“ ſei, cine auf freien Wahlen
beruhende Zuſammenſetzung erfahren.

Man ſieht, wie dieſe „liberalen“ Politiker alle voliti-
ſchen Maßnahmen nur vom Standpunkte ihrer Partei aus
beurteilen, wie ſie grundſätzlich und von vornherein alles
beiſeite ſchieben, was die Herrſchaft der Maſſe beeinträch-
tigt. Darum nehmen ſie auch die groteskeſten Verren-
kungen ihrer bisherigen „Prinzipien“ in den Kauf, indem
ſie auf einmal zu Verfechtern der Kronrechte werden. Sie
ſtemmen ſich gegen eine Beſchränkung des Königlichen Be
rufungsrechtes, das ihnen früher als offenſichtlichſte Ver-
neinung des parlamentariſchen Gedankens erſchien. Sie
jammern darüber, daß bei einer Beſchränkung dieſes „Kron-
rechts“ kein „Pairsſchub“ mehr möglich ſei um, wie das
„Berliner Tageblatt“ ſagt, „eine konſervative Fronde im
Herrenhaus zu brechen“. Die Frankfurter Zeitung“ klagt,
daß damit „eines der Mittel, deren bloßes Vorhandenſein
mildernd auf Zwiſtigkeiten zwiſchen Ober- und Unterhaus
einwirke“, wegfalle. Die Beſeitigung einer Beſchränkung
des Königlichen Berufungsrechtes, ſo meinte das „Berliner
Tageblatt“, wäre das erſte, was ſeines Erachtens die Linke
anſtreben müßte. Man könnte über dieſe neuen Thron-
wächter lachen, wenn die Sache nicht einen ſo ernſten Hin
tergrund hätte. Auch die Krone ſoll in den Dienſt der
demokratiſchen Parteien geſtellt werden. Mit der Zeit
werden wir es auf dieſem Wege noch herrlich weit bringen.

s ein welche Richtung die Pläne der

e



Deutſcher Reichstag.
Sitzung vom 5. Oktober 1917.

Am Bundesratstiſche: v. Krauſe, Dr. Wallraf.
Präſident Dr. Kaempf eröffnete die Sitzung um 2 Ut

25 Minuten.
Auf der Tagesordnung ſtanden zunächſt kurze Anfrage
Auf die Anfrage des Abg. Stahl (Soz.) über das Explo-

ionsunglück in Hennigsdorf erwiderte
General Coupette: Jm Orte ſelbſt liegen keine Betriebe

nehr, nur noch am Rande des Ortes. Zur Vermeidun
derartiger Unfälle werden entſprechende Sicherungsanord.
aungen getroffen. Ein Überwachungsausſchuß iſt eingeſetz!
und es ſt dafür geſorgt worden, daß nur die unbedingt
aotwendigen Mengen Sprengſtoff in ſolchen Betrieben an
neſammelt ſein dürfen.

Abg. Spiegel (Soz.) fragte nach einer Verordnung des
ſtellvertretenden kommandierenden General des VII. Armee-
korps in Münſter über ein Verbot der Verſendung von
Druckſchriften und Vervielfältigungen, welches die Tätigkei:
der gewerkſchaftlichen Organiſationen beſchränke.

Oberſt Waitz: Eine ſolche Enſchränkung der Tätigke':
der gewerkſchaftlichen Organiſationen iſt nicht vorgenom-
men worden.

Abg. Kunert (Unabh. Soz.) ſtellte eine Anfrage über das
Verbot von Verſammlungen der unabhängigen Sozialdemo-
kratie zur Berichterſtattung über die Tätigkeit des Reichs
tags, den Frieden uſw.

Min ſſterialdirektor Dr. Lewald: Verbote ſolcher Ver-
ſammlungen ſind im Jntereſſe der öffentlichen Sicherheit er
aſſen worden.

Auf eine ergänzende Anfrage des Abg. Kunert erklärte
Miniſterialdirektor Dr. Lewald: Die Entſcheidung in

ſolchen Fragen liegt beim ſtellvertretenden Generalkom-
mando. Grundſätzliche Anordnungen zu Ungunſten der
unabhängigen Sozialdemokratie ſind nicht ergangen. (Un-
»uhe links. Zurufe: Dochl)

Abg. Vogtherr (Unabh. Soz.) fragte nach einer An-
weiſung des Oberkirchenrates an die Pfarrer, die Bevöl-
kerung dahin aufzuklären, daß die zur. Bierbere tung nock
gebrauchten Gerſtenmengen unerheblich ſeien, ſowie, doß
Bier nicht nur ein Genuß- ſondern auch ein Nahrungsmittel
ſei, und fragte nach der ablehnenden Haltung der Kreis-
ſynode Dortmund gegenüber der Anweiſung des Ober-
tirchenrates.

Unterſtagatsſekretär Freiherr v. Vraun: Es handelt ſich
nicht um eine Lehrmeinung, ſondern um eine Anordnung
des Reichskanzlers. Ein Verſtoß liegt nicht vor.

Abg. Held (Natl.) beſchwerte ſich über Schließung von
Slmühlen.

Unterſtaatsſekretär Freiherr v. Braun: Ausſchlaggebend
für die Schließung von Olmühlen iſt die Koblenerſparnis.
Wo dieſe nicht in Frage kommt, z. B. bei Waſſermühlen,
wird die Anordnung nicht durchgeführt.

Abg. Bock (Soz.) fragte wegen ungenügender Unterſtützung
don Familien der Kriegsteilnehmer durch die Gemeinden.

Miniſterialdirektor Dr. Lewald: Es ſchweben Erwä-
zungen, um für die Wintermonate die Mindeſtſätze der Un
erſtützungen zu erhöhen.

Abg. Dittmann (Unabh. Soz.) fragte nach dem Verbot
einer Broſchüre „Reichstag und Reichskanzler über die
Kriegsziele“ durch den Polizeipräſidenten von Stettin.

Oberſt Waitz: Die Angelegenheit unterliegt zur Zeit
der Prüfung.

Abg. Dr. Quarck (Soz.) fragte wegen Erhöhung der
Stellenvermittlungsgebühren zu Ungunſten der weiblichen
Angeſtellten.

Miniſterialdirektor Dr. Caſpar: Die einſchlägigen Be
ſtimmungen des Geſetzes ſind nicht verletzt worden. Jm
übrigen ſchweben Ermittlungen.

Abg. Spiegel (Soz.) fragte nach einer Verordnung des
ſtellvertretenden kommandierenden Generals des VII. Ar
meekorps in Münſter, die den Verſuch, Arbeiter und Arbei-
terinnen in für Heeresbedarf tätigen Betrieben zum Auf-
geben oder Wechſeln ihrer Arbeitsſtelle zu veranlaſſen, unter
Strafe ſtellt.

Generalmajor von Marquart: Die Tätigkeit der Ar-
beiterorganiſationen oder die Fre'zügigkeit der Arbeiter ſoll
durch dieſen Erlaß nicht eingeſchränkt werden. Es ſoll nur
die wilde Anwerbung von Arbeitern verhindert werden.

(Der Reichskanzler betrat den Saal.)
Das Haus trat hierauf in die zweite Beratung

des Geſetzentwurfes betreffend Nachtragsetat zum
Reichshaushaltsetat (Teilung des Reichsamts des
Jnnern, Poſten eine Vizekanzlers uſw.) ein.

Abg. Liſt-Eßlingen (Natl.)
Ausſchuſſes.

Reichskanzler Dr. Michaelis: Es iſt nicht beabſichtigt,
eine Zwiſcheninſtanz zu ſchaffen zwiſchen dem Reichskanzler
und ſeinen Stellvertretern, insbeſondere iſt nicht beabſich-
tigt, ein Vorgeſetztenverhältn's des Vizekanzlers zu konſtru
jeren. Dem Stellvertreter des Reichskanzlers ſollen ledig-
lich allgemeine Befugniſſe übertragen werden, die den
Stagtsſekretären nicht übertragen ſind. Der Nachtragsetat
iſt lediglich aus praktiſchen Erwägungen heraus entſtanden.
Es hat ſich während des Krieges eine weitreichende Verſchte-
bung der Kompetenzen herausgebildet, die ihren Nieder-
ſchlag findet in der Gründung neuer Ämter, wie des Kriegs
ernährungsamtes, des Kriegsamtes, der Kommiſſion für die
Übergangswirtſchaft. Eine einheitliche Leitung
iſt notwendig. Gewiſſe Richtlinien müſſen gewahrt wer-
den. Der Reichskanzler iſt ſelbſtverſtändlich nicht mehr in
der Lage, die Zentraliſierung ſo in der Hand zu behalten,
wie es nötig iſt. Zu den eigenen Aufgaben kommt im
Hinblick auf die Friedensverhandlungen ein ſolches Maß
von neuen Aufgaben hinzu, die überhaupt nicht zu über-
ſehen ſind für denjenigen, der nicht darin ſteht. Es wird
einer zielbewußten Leitung bedürfen, um die gewaltigen
Aufgaben zu bewältigen. Die Arbeiten des Auswärtigen
Amtes, des Reichsamts des Jnnern, der Oberſten Heeres-
leitung, des Reichsſchatzamtes uſw. müſſen in einer ſyſtema-
tiſchen Leitung beim Reichskanzler zuſammenlaufen. Es
ſoll ein Stellvertreter eingeſetzt werden, der frei iſt
von der Laſt eines Staatsſekretarigtes im bisherigen Sinne.

Einer zeitlichen Abgrenzung des Vizekanzleramtes vermag
ich nicht zu widerſprechen. Mit Ablauf von ein oder zwei

hren wird die Arbeit aber nicht beendet ſein. Deshalbden ich es für korrekter, den Weg der Bewilligung durch

einen Nachtragsetat zu beſchreiten. Sollte die Bewilligung

erſtattete den Bericht des.

kaſſe nach Bedarf,

nur bis zum Ende des nächſten Jahres geſchehen, ſo kann
ich mich trotzdem damit einverſtanden erklären. Die Haupt
ſache iſt, daß mir der Stellvertreter bewilligt wird. Die
Arbeit drängt und es heißt, daß der der am beſten gerüſtet
in die Verhandlungen hineintritt, im Vorteil iſt vor den
Anderen. Auch hier heißt es, daß bereit ſein, alles iſt.
(Beifall.)

Abg. Dr. Tavid (Soz.): Der Nachtragsetat bedeutet
eine völlige Umgeſtaltung der Reichsverfaſſung. Nament-
lich die Vertreter der mittleren und kleinen Bundesſtaaten
im Reichsorganismus werden noch ohnmächtiger als bisher.
Der Reichstag wurde wieder vor eine fertige Tatſache ge
ſtellt. Der Teilung des Reichsantts des
Jnnern, dem Ausbau des Reichsjuſtiz-
amts und der Angliederung des Patent-
amts und des Heimatsamts an dasReichsjuſtizamt ſtimmen wir zu. Wir
hätten die Dreiteilung: Reichsamt des Jnnern, Amt für
Handel und Jnduſtrie und Reichsarbeitsamt gewünſcht.
Letzteres muß die Sozialpolitik bearbeiten. Man
befürchtet nun ein zu ſchnelles ſoziglvolitiſches Tempo. Die
zahlreichen Wunden unſeres Volkslebens müſſen durch
ſozialpolitiſche Maßnahmen geſchloſſen werden. Wir wollen
hierfür keinen Unterſtaotsſekretär, ſondern einen verant-
wortlichen Miniſter. Die neue Jnſtanz des Vizekanzlers
macht die Verhandlungen mit den Staatsſekretären noch
ſchwieriger. Daß der Stellvertreter einen höheren Poſten
als die Staatsſekretäre erhalten ſoll, beweiſt ſchon ſein
höheres Gehalt und die Dienſtwohnung in der Wilhelm-
ſtraße. Die übrige Reform iſt Stiückverk. Die Berufung
der neuen Miniſter, die aus der Volksvertretung ausſchei-
den, ſchmeckt nach Konzeſſionsſchulzen. Wir müſſen Staats-
ſekretäre als. verantwortliche Reichsminiſter haben, dazu
eine Verbindung zwiſchen Regierung und Parlament. Die
Kriegszeit iſt die gegebene Zeit für durchgreifende Neu-
ordnungen.

Abg. Herold (Zentr.): Wir ſtimmen dem Re-
gierungsvorſchlage auf Zweiteilung des Neichs-
amtes des Jnnern zu. Reichswirtſchaftsamt und Sozial-
volitik gehören zuſammen. Die Wohlfahrtspflege iſt Sache
der Einzelſtaaten. Die Schaffung eines Vizeknalers recht-
fertigt ſich nur aus den außergewöhnlichen Verhältniſſen.
Eine Befriſtung halten wir für die Stelle für unerläßlich.

Abg. Dove (Fortſchr. Vpt.)!: Gegenwärtig genügt die
Zweiteilung des Reichsomts des Jnnern. Gegen die
Schaffung eines Reichsarbeitsamts ſind wir ledigalich, weil
gerade in der übergangszeit ein übergreifen zwiſchen Wirt-
ſchafts- und Soziolvolitik nötig iſt. Die Stellieng des
Vizekanzlers ſoll keine endgültige ſein. Er ſoll kein Vor
geſetzter der Staotsſekretäre ſein. Wir betrachten die Vor-
lage als erſten Schritt auf dem Wege zur volitiſchen Aus-
geſtaltung des Reiches und als geeimmete Grundlage für
den Wiederagunfbon nach dem Kriege.

Abg. Graf Weſtarv (Konſ.): Es handelt ſich hier nicht
um eine Verfaſſungsänderung, ſonſt könnten wir der Vor-
lage nicht zuſtimmen. Wir halten den jetzigen verfaſſungs-
mäßigen Zuſtand in unſerer Regierung für den richtigen.
Die Steſſurka des Vizekanzlers ſehen wir als nur für be-
ſondere Aufträge und Aufgaben geſchaffen an. Wirtſchaſts
und Sozialpolitik hängen eng zuſammen. Eine über-
ſtürzung der Sorialvolitik befürchten wir keinegswegs:; wir
wollen allerdings die Unternehmerſchaft exiſtenzfähig er
halten.

Abg. Graf v. Poſadoweky-Wehner (D. Frakt.): Bei der
Auflöſung des Reichsamts des Jnnern hätte der Reichs-
tag vorher gehört werden müſſen. Die Arbeiten dieſes
Reichsamtes werden von beſonderen Anſtalten bearbeitet,
die den Staatsſekretär nicht belrſten. Eine Entlaſtung
könnte auf anderem Gebiete erfolgen. Auch der jetzige
Staatsſekretär ſprach ſich noch kürzlich gegen eine Teilung
des Amts aus. Patentamt und Bundesamt für das Heimat
weſen gehören als rechtſprechende Behörden in das Reichs-
juſtizamt. Jn der jetzigen Faſſung lehnen wir die
Vorlage ab. Der Siebenerausſchuß ſollte baldigſt ver
ſchwinden. Solche Geheimonsſchiüſſe machen den Reichs-
tag zur Abſtimmungsmaſchine. Die Vorlage enthält eine
Verfaſſungsänerung. Bisher war die Ernennung eines
Stellvertreters es Reichskanzlers dem Kaiſer überlaſſen.

(Schluß in der Abendausgabe.)

Ans dem Hauptausſchuß des Reichstages
Berlin, 5. Okt. Jm Hauptanusſchuß des Reichstages

teilte der Vorſitzende heute zunächſt die Antwort des Gene-
ralfeldmarſchals von Hindenburg auf das Gliück-
wunſchtelegramm des Hauptausſchuſſes mit. Die Antwort
lautet: „Vielen Dank für die Kundgebung des Hauptaus-
ſchuſſes, die ich dankbar und freudig empfangen habe.“ Jn
Anweſenheit des Reichskanzlers beriet der Hauptausſchuß
ſodann den Nachtragsetat. Zur Forderung:
„Kanzlerſtellvertreter“ beantragte das Zentrum,
die Stelle als am 31. März 1919 wegfallend zu bezeichnen.
Der Antragſteller führte aus, ſeine Freunde hätten erheb-
liche Bedenken gegen die Forderung und genehmigten ſie
nur im Hinblick auf die in der Vollverſammlung vom
Staatsſekretär des Reichsſchatzamtes in Uebereinſtimmung
mit dem Reichskanzler angegebenen Erklärungen, daß der
Kanzlerſtellvertreter nicht die vollen Rechte des Reichs
kanzlers erhalten ſolle. Nachdem ein konſervativer Redner
ſich dieſer Erklärung angeſchloſſen hatte, wurde der Zen-
trumsantrag einſtimmig, ſodann die Anforderungen für
den Kanzlerſtellvertreter gegen die ſozialdemokratiſchen
Stimmen angenommen. Nach kurzer Erörterung
nahm der Hauptausſchuß den Reſt des Nachtragsetats
unter Neueinführung folgender Beſtimmungen an: „Der
Reichskanzler wird ermächtigt, zur vorübergehenden Ver-
ſtärkung der ordentlichen Betriebsmittel der Reichshanpt-

jedoch nicht über einen Betrag von
weiteren drei Milliarden Mark hinaus, Schavtz-
anweiſungen auszugeben.“ Der ſozialdemokratiſche

Antrag auf Dreiteilung des Reichsamtes des Jnnern wurde
abgelehnt. Die Entſchließung der Nationalliberalen, die
Errichtung eines Reichs-Wohlfahrtsamtes ins Auge zu
faſſen, wurde mit Stimmengleichheit ebenfalls abgelehnt.
Ein Antrag derſelben Fraktion, anßer dem Patentamt auch
ein Reichsamt für Heimatweſen dem Neichsjuſtizamt an
zugliedern, wurde mit großer Mehrheit angenommen

Engliſcher Heeresbericht
vom 4. Oktober: H ute morgen um S Uhr griffen wir wieder auf
breiter Front öſtlich Ypern an.
werden gemeldet. Eine Anzahl Gefangener wurde bereits

Befri digende Fortſchritte

Die ſozialdemoſratiſche Jnterpellation
im Reichstag

Berlin, 5. Okt. Die ſozialdemokratiſche Jnterpellation
über die behördliche Förderung der Vaterlands-
partei und über die alldeutſche Werbetätig-
keit im Heere wird morgen im Reichstag durch den
Abg. Landsberg begründet werden. Die Beantwortung
wird, wie die „B. Z.“ wiſſen will, nicht durch den Reichs-
kanzler Dr. Michaelis, ſondern entgegen allen bis-
herigen Meldungen, durch ſeinen Stellvertreter Dr.
Helfferich erfolgen.

Schwediſcher Proteſt in Paris und London
Stockholm, 4. Okt. (Schwediſches Telegrammbureau.)

Auf die Meldung der ſchwediſchen Geſandtſchaft in Paris, daß die
franzöſiſche Regierung unter Anführung des jus angariae
acht ſchwediſche Dampfer requirierte, erhielt der
ſchwediſche Geſandte in Paris die Weiſung, bei der franzöſiſchen
Regierung Proteſt einzulegen. Die franzöſiſche Regierung er
klärte, daß das franzöſiſcherſeits ausgeführte jus angariae nach
Anſicht der Mehrzahl der Autoritäten des internationalen Rechtes
als ein veraltetes Rechtsinſtitut betrachtet werden
muß, jedenfalls in der von der franzöſiſchen Negierung verwen-
deten Ausdehnung. Der Geſandte in London hat Befehl, gegen
die Requiſition der ſchwediſchen Dampfer „Sourghare“ und
„Annie“ zu proteſtieren.

Die Anziehung des veralteten jus angariage zur Er-
zwingung von Frondienſten ſchwediſcher Dampfer zeigt die
demokratiſche Geſinnung unſerer Gegner in ihrem ganzen
Glanze. Der Himmel bewahre Deutſchland vor ſolchen
Volksbeglückern!

Türkiſcher Heeresbericht
Konſtantinopel, 4. Oktober. Amtlicher Tagesbericht

vom 4. Oktober: An der ganzen Front heftiges Artil-
leriefeuer. Eine aus 30 Eskadrons Kapyallerie, einem
Bataillon Jnfanterie und zwei Batterien beſtehende feindliche
Abteilung verfuchte am 2. Oktober ein Unternehmen gegen un-
ſeren linken Flügel, mußte ſich jedoch am 3. Oktober wieder
zurückziehen. An der übrigen Front keine beſonderen Ereigniſſe,

Eriogene engliſche Erfolge
Konſtantinopel, 5. Okt. (Amtlich.) Jn ihrem Bericht

vom 3. Oktober beboupten die Engländer, in den Kämpfen
am Jrak 13 Geſchütze und 12 Maſchinengewehre erbeuntet
zu haben und erklären 3300 Mann gefangen genommen zu
haben, ferner 200 Oſſiziere und 600 Verwundete. Dieſe
Behauptung iſt fal ſch. Wie gewäbnlich ſtreuen die Eng
Jänder ſolche Lügen aus, um die Niederlagen wett zu
machen. die ſie auf der deutſchen Front erleiden. Auch in
ihrem Bericht vom 26. September wird eine große Anzahl
Gefangener erwähnt, die in dem Abſchnitt von Maan in
Paläſting gemacht worden ſei. Aber dieſe Gefangene ſind
in Wirklichkeit nur Jnſaſſen eines entgleiſten

Zu ges und zwar Frauen und Kinder, die dann von
den Rebellen gefangen genommen wurden. Die Engländer
hatten nicht dieſe Gelegenheit verabſäumt, um der ganzen
Welt einen neuen hervorragenden Erfolg zu verkünden.

Die engliſchen Verluſtliſten
Rotterd am, 5. Oktober. Nach dem „Nieuwen Nott

Courrant“ gab die engliſche Verluſtliſte die Geſemtverluſte der
britiſchen Armee im September mit 2938 Offizieren
und 109 200 Mann an, die Geſamtverluſte der Flotte mit 100
Offizieren und 614 Mann. Jm Auguſt betrugen die Geſamt-
verluſte der Armee 5284 Offiziere und 62 404 Mann.

Geſtrandeter engliſcher Munitionsdampfer
Bergen, 5. Oktober. Ein neues Dieſe'-Motorenſchiff von

6000 Tonnen, das mit Kriegsmaterial von England
nach Archangelsk unterwegs war, ſtrandete in der Nähe
von Obö, als es verſuchte, einem deutſchen N-Boot zu entrinnen;
das Schiff iſt ſchwer beſchädigt. Die Ladung muß gelöſcht werden

Was Reuter ans Oſta'rifa meldet
London, 5. Okt. Der Kampf iſt jetzt auf eine Ecke der

Kolonie beſchränkt. Die Schwierigkeiten der Verpflegung
der Truppen ſind überwunden. Die Engländer beſetzten
Maſindye (7), 62 Meilen ſüdweſtlich des Hafens Kil-
kiwindje. Die Kavallerie ſteht bei Mbekurn, 120 Meilen
ſüdweſtlich Kiswere. Von Lindi wurde in ſüdweſtlicher
Richtung Tendala (7) erreicht. Wir beſeßten Mikindani
und die Rovuma-Mündung. Die Portugieſen beherrſchen
den Fluß von Tundrun bis zur Küſte. Die Engländer
halten Tundrun ſelbſt beſetzt. Die Belgier rückten bis
wenige Meilen von Mahenge vor. Liwale und Meſſaſſi
ſind jetzt die einzigen wichtigen Punkte im deutſchen Beſitz.
Sie werden täglich enger eingeſchloſſen.

Die Alliierten unter ſich
London, 5. Okt. Jn der Generalverſammlung der Ge

ſellſchaft der Roumanian Conſolidated Oilfields teilte der
Präſident mit, daß die Geſellſchaft für die aus Gründen
der Kriegführung in den Anlagen in Rumänien ange-
richteten Verwüſtungen von der ruſſiſchen Re-
gierung eine Schadenvergütung von 1270 724
Pfund Sterling mit 5 Prozent Zinſen vom 29. September
1916 bis zum Tage der Auszahlung beanſprucht.

Kerenski auf der demokratiſchen Konferenz
Petersburg, 4. Okt. (Reuter.) Während der Be

ſprechungen des Bureaus der demokratiſchen Konferenz
erſchien Kerenski und wies in einer Nede auf die Ge-
fahren hin, die von einem rein ſozialiſtiſchen Miniſterium
für die innere wie für die äußere Politik drohten. Er er-
klärte, daß nur eine Koalitionsregierung das
Land retten könne. Wenn ein anderer Beſchluß gefaßt
würde, ſo würde er ſich demſelben unterwerfen, aber ſeine
I ahnns verlangen, um die Regierungskriſe nicht zu ver
ängern.

Franzöſiſcher Hecresbericht
vom 4. Oktober 'nachmittags: Ziemlich ruhige Nacht, außer auf
dem rechten Maasufer, wo die veiderſeitigen Artillerien ſehr
tätig waren. Zur Vergeltung für die Bombenabwürfe auf Bar
hapet warfen unſere Flieger Bomben auf Frankfurt und

aſtatt.
Vom 4. Oktober abends: Handgranatenkämpfe und Artil-

lerietätigkeit auf der Hochfläche ſüdlich Ailles. Ein feindlicher
Handſtreich weſtlich von La Pomp lle wurde abgeſchlagen. Der
Artilleriekampf wor die ganze Nacht hindurch auf dem rechten
Maasufer ſehr heftig. Am Morgen ſchlagen wir einen feind
lichen Angriff auf einen unſerer Gräben nördlich der Höhe 344
ab. Unſere Art llerie nahm feindliche Anſammlungen in dieſer
Gegend unter Feuer.

Orientbericht: Ruhiger Tag an der geſamten Front.
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Satzung. Nach

ſammenfaſſung

zalt ſein für eine

nicht in ſchwäc Ah Jin deutſcher Standhaftigkeit und unerſchütterlichem Glauben an

Vaterlandspartei
tiſchen

RedenPartei in der Verſammlung am 24. September 1917 in Berlin.

deutſchen Si geswillen zum

wicklung deutſcher Wirtſchaft und Kultur in der Welt.
Fründung der VaferlandsPartei hat die Volks abſtimmung

begonnen, die die wahre Mehrheit des deutſchen Volkes feſt
itellen wird!

Deutſchen
ins Auge faſſen: den Kampf gegen den äußeren

Zieles erkennen und beweiſen.

danach.

Schönheit und Anmut, könnte man glauben, Mama wolle
ſich ihrer bedienen, um die Erinnerung an Eſtelle ganz aus

hat Mama doch recht,“ meinte ſie nachdenklich. n
r wirklich nicht heiraten die paßte nicht in unſere Familie.“

pie Fiele der Vaterlandspartei
Der Vorſtand der Deutſchen Vaterlandspartei hat Ge

egenheit genommen, nachdem nunmehr die Organiſation
Fer Partei überall in die Wege geleitet und die Satzung auf
dem erſten Parteitag endgültig feſtgeſtellt worden iſt, Ziele
und Aufgaben der Partei in einem Rund ſchreiben an
die Landesvereine und Ortsgruppen noch-
mals klarzulegen. Dieſe Feſtlegung widerlegt am beſten

ellerhand wahrheitswidrige Entſtellungen und liefert zu
gleich den bündigen Beweis, daß die Partei mitinnerer
Politik nichts zu tun hat. Es heißt in dem Rund

ſchreiben:
Maßg bend für das Ziel der Partei iſt der g 2 der am

erſten Parteitage feſtgeſetztenikm bezweckt die Vaterlandspartei bie u
aller vaterländiſchen Kräfte ohne Unterſchied der

nſtigen po itiſchen Parteiſtellung“ und „will Stütze und Rück
kraftvolle Reichsregierung, die

ächlichem Nachgeben nach innen and außen, ſondern

den Sieg die Zeichen der Zeit zu deuten veiß. Die Deutſche
will mit den beſtehenden poliParteien nicht in Wettbewerb treten. Mit

ihnen will ſie zur Stärkung dis Siegeswillens und zur Ueber
windung aller ihm entgegenſtehenden Schwierigkeiten Hand in
Hand arbeiten.“ Erſchöpfende und authentiſche Erläuterung
dieſer Sätze findet ſich in den demnächſt in Druck erſcheinenden

des Ehrenvorſitzenden, des 1. und 2. Vorſitzenden der

Hiernach ergibt ſich folgendes: 1. Die Deutſche Vaterlands
rartei hat kein anderes Ziel als das: Alle Deutſchen unter der

Fahne des Kamvfes gegen den äußeren Feind zu ſammeln, den
überwältigenden Durchbruche zu

bringen und den Beweis zu liefern, daß nicht eine kleine Gruppe
mit parteipolitiſchen oder egoiſtiſchen Beweggründen, ſondern
die weit überwiegende Mehrheit des deutſchen
Lolkes entfchloſſen iſt, bis zu einem Frieden

weiterzukämpfen, der Entſchädigung bringt für die er
ſittenen Verluſte und die Grundlagen ſchafft für eine freie Ent

Mit der

2. Die Deutſche Vaterlands Partei iſt eine Ginigungs-
artei und eine Volkspartei. Sie will Angehörige

aller Parteirichtungen, Konfeſſionen und Berufsſtände unter
der Fahne des deutſchen Sieg s ſammeln. Sie hat aber nichts

mit innerer Politik, Wirfſchaftsvolitik und Soiolpolitik zu tun.
Sie läßt jedem ſeine Ueberzeugung auf die'em Gebiete. Sie
miſcht ſich nicht in innerpolitiſche Angelegenbe'ten der Bundes

ſtaaten und nimmt daher auch keine Stellung zu der
preußiſchen Wahlrechtsreform. Sie iſt auch nicht in
der Lage, zu verhindern, daß,
Fragen aufgerollt worden ſind. dieſe zwiſchen den Parteien er
örtert werden.
örterungen zu dem unheilvollen Zuſtande dauernden inneren
Zwiſtes führen, unter dem wir vor dem Kriege gelitten haben,
und den das deutſche Volk auf dem beſten Wege iſt, auch im
Kriege wieder herbeizuführen.

nachdem einmal innerpolitiſche

Wohl aber will ſie verhindern, daß ſolche Er

Jn dieſem Sinne verpflichtet die
Teutſche VaterlandsPartei im S 3 der Satzung alle Mitglieder,
mit allen Kräften dahin zu wirken, daß bis zum Fri densſchluſſe

der innere Zwiſt ruht“. Es ſollen alſo nicht Streitiokriten um
die Reichsverfaſſung mitten im ſchweren Daſeinskampfe im
Vordergrunde ſtehen und unſere Kräfte zerreiben, ſondern a le

ſollen unverwandt das Hauptziel
Feind! Sie will ferner den unheilvollen Hader zwiſchen den

Kerufsklaſſen, zwiſchen Stadt und Land bofämpfen und dafür
ſorgen, daß die deutſchen Erwerbsſtände ihre Zuſammengehörigkeit unter dem Geſichspunkte des großen

Ebenſo will ſie an ihrem
Teile dazu beitragen, daß jeder re'igiöſe Streit im Kriege
ſchweigt. Sie macht ausdrücklich keinerlei Unterſchied

zwiſchen den Konfeſſionen.
3. Die Deutſche Vaterlands-Partei will in keiner Weiſe in

die vielfach ſchon beſtehenden Verbände und Einzelorg an ſarionen
eingreifen. Jn der großen Schlachtlinie ſt Platz für viele. Die

Deutſche VaterlandsPartei ſammelt alke Kräfte auf
das eine große Ziel, identifiziert ſich aber nicht mit den
einzelnen Organiſationen. 24. Die Deut che VaterlandsPartei will weder auf Hurra
patriötismus, noch auf große Worte und Maßloſigkeiten hinaus.
Was ſie braucht, iſt eiſerne ſelbſt loſe Arbeit. Zeit
iſt micht mehr zu verlieren! Der Welt muß gezeigt
werden, daß nach drei ſchweren Kriegsjahren das deutſche
Volk in ungebrochenem Siegeswillen feſt entſchloſſen iſt,
ſich den Frieden zu erkämpfen, den es braucht

Beitrittserklärungen ſind zu richten an die Haupt
geſchäftsſtelle der Deutſchen Vaterlands Partei, Berlin W. 10,
Viktoriaſtraße 30. Fernſprecher Lützow 5549.

Zahlſtellen: Kaiſerl. Poſtſcheckamt Berlin, Nr. 85 300;
Deutſche Bank, Depoſitenkaſſe C., Berlin W. 9, Potsdamer
Straße 134 a. Jahresmitgliedbeitrag 1 Mk.

Arbeiterſchaft, Demokratie und Frieden
Wie deutſche Arbeiter über die Demokratiſierung und

über den Verſtändigungsfrieden urteilen, geht aus einem
Briefe hervor, den ein ſchlichtor deutſcher Arbeiter an einen
rechtsſtehenden Politiker gerichtet hat. Die „Politiſche
Reichskorreſpondenz“ iſt in der Lage, folgende Sätze daraus
zu veröffentlichen:

„Die Meinungsverſchiedenheiten über die politiſchen Fragen
der Gegenwart gehen turmhoch. Man findet ſich kaum in dem
Wirrwarr noch zurecht. Jch möchte mir erlauben, Jhnen einmal
meine Meinung über die ſchwebenden Fragen zu unterbreiten.
da ich annehme, daß gerade Sie ſich dafür lebhaft intereſſieren
werden, zu erfahren, wie ein Arbeiter die Angelezenheiten, als
da ſind: Demokratiſierung, Neuo ientierung, Verſtändigungs-
frieden aufnimmt. Es iſt meine Meinung, daß dem Arbeiter-
ſtande mit dem Schlagwort „Demokratiſierung“ nicht viel ge
holfen iſt. Es iſt mir vollſtändig gleichgül'ig, ob die Miniſter
konſervativ ſind oder liberal, d. h. vom Abeiterſtandpunkte aus
betrachtet, wenn nur für den Arbeiterſtand dabei etwas heraus-
kommt. Jn Schul- und Kirchenfragen würde ich doch den
„Konſervaliven“ vorziehen. Die Haup ſache dürfte ſein, daß die
Herren das richtige Verſtändnis für die großen Fragen haben.
Wenn man das Volksleben demokratiſieren will, ſoll man doch
unten anfangen und nicht oben. Dann müßte das deutſche Volk
erſt politiſch erzogen werden, damit ez auch in der Lage iſt, ſeine
Intereſſen in den Kommunen, Gerich'en, Parlgmenten zu ver-
treten. Man ſoll die Wege ebnen, um dem Tüchtigen aus dem
Volke wirklich den Aufſtieg zu ermöglichen. Jch glaube heu“e
noch nicht, daß uns mit einer Demokratiſierung viel geholfen iſt,
ſondern daß überhaupt der A beiterſtand nach wie vor auf ſeine
Selbſthilfe angewieſen iſt. Wenn ich die liberalen Par'eien mir
als Vorbild nehme und die Arbeiterfürſorge und das ſoziale
Verſtändnis, das in dieſen Parteien geherrſcht hat, betrachte,
dann überläuft es mich doch eiskalt. Denn gerade dieſe Par-
teien ſind es geweſen, die nur bei Wahlen die Arbeiter kann en,
ſonſt aber keinen Proletarier unter ſich duldeten. Jch danke für
eine Gelddemokratie. Ob die Sozialdemokratie andere Wege
wandeln wird, dies zu beu teilen, bin ich nicht in der Lage.
Daß ſie aber das „Jnterna'ionale“ dem „Nationalen“ vorziehen
will bei Friedensverhandlungen, iſt kein gutes Omen. Daß es
bei dem ganzen Getue der Scheidemänner nur darum geht, das
Anſehen der Jnternationgle, welches der Krieg in Stücke ge-
ſchlagen hat, wieder herzuſtellen, darin werden Sie mir wohl
recht geben.

Man glaubt im Reichsgge, daß man mit dem Verneigen
vor den feindlichen Wünſchen und mit zroßen Reden den Frieden
herbeiführen könnte; das Gegenteil iſt der Fall. Als im Mai
Scheidemann ſeine große Rede gehalten hatte und die Revolution
in die Schranken rief, da ſagten uns einige Tage ſpäter ge-
fangene Franzoſen „Allemagne revolution“. Unſere Feinde be-
nutzen alles, um ih e Solda en von dem Niedergang Deutſchlands
zu überzeugen. Die letz'e Offenſive in Rußland und die Kämpfe
in Flandern haben dem Frieden mehr gedient wie das Friedens-
gejammer im Reichstage. Was nun gar den Scheidemann-
Frieden anbetrifft, ſowie den Umſtand, daß große Parteien ſich
feſtlegen und erkläten, nichts nehmen zu wollen, das iſt doch etwas
Haarſt äubendes. Fch glaube, daß es Zeit wird, daß das Volk
da mal ein Veto einleg', ähnlich wie bei der Zabernaffäre, wo
ſich der Reichag ja auch ſo töricht benommen hat.

Wenn wir aus dem Kriege ſiegreich hervorgehen, müſſen
wir die See beherrſchen von Flandern bis Reval. Die Heerſtraßen

zur See müſſen England aus der Hand gewunden werden. Daß
wir ſonſt noch nehmen, was wir brauchen können, verſteht ſi
von ſelbſt. So wünſche ich mir im Jntereſſe der Arbeiter einen
„deutſchen Frieden“. Hoffentlich hat die deutſche Autokratie,
wie Wilſon unſere volkstümliche Monarchie zu nennen beliebt,
noch Macht genug, einen ſolchen Frieden zu verwirklichen.“

Eine Umfrage
des Verbandes Deutſcher Beamtenvereine

Um über die Anſchauungen der Beamten über die Be
ſoldungsfragen Klarheit zu gewinnen, hat der Vorſtand
des Verbandes Deutſcher Beamtenvereine
an alle ihm angeſchloſſenen Vereine eine Umfrage gerichtet,
um jedem einzelnen Verein Gelegenheit zu geben, die
Stellungnahme ſeiner Mitglieder zu der Frage des Beſol-
dungsſyſtems zum Ausdruck zu bringen. Die Vereine
ſollen ſich zu drei grundſätzlichen Fragen ausſprechen:

1. Wird das ſeitherige Beſoldungsſyſtem, das ohne
Berückſichtigung des Familienſtandes ein nach der Dienſt-
ſtellung verſchieden hohes, in Altersſtufen aufſteigendes
Gehalt neben einem nach Ortsklaſſen verſchieden be-
meſſenen Wohnungsgeldzuſchuſſe gewährt, grundſätzlich
für befriedigend erachtet;

oder 2. wird es für gerechtfertigt erachtet, den Woh
nungsgeldzuſchuß allgemein ähnlich wie es im preußi-
ſchen Lehrerbeſoldungsgeſetze geſchehen iſt verſchieden
abzuſtufen für Verheiratete und Ledige ohne eigenen
Hausſtand;
oder 3. erſcheint es gerechtfertigt und volkswirtſchaft-

lich vertretbar, allgemein den Familienſtand bei Be
meſſung der Beaniten- und Lehrerbeſoldung zu berück-
ſichtigen? Wird dieſe Frage bejaht, welche Grundſätze
ſind dann für die Bemeſſung der Zulagen als gerecht und
billig anzuſprechen, prozentuale Zuſchlage zum Ein-
kommen oder feſte Sätze, wie ſie bei der Neuregelung der
Teuerungszulagen gewährt ſind; bis zu welchem Lebens-
alter würden die Zulagen für unverſorgte Kinder zu ge
währen ſein?

Die Beantworkung dieſer Fragen muß bereits bis zum
10. Oktober d. Js. erfolgt ſein.

Teuerungszulagen in Ungarn
Budapeſt, 5. Okt. Der Miniſterrat beſchloß dem dem

nächſt zuſammentrekenden Abgeordnetenhaus eine Geſetzes-
vorlage über eine 50 bis 100prozentige Kriegsunter-
ſtützung öffentlicher Beamten zu unterbreiten.

Kus dem Gerichtsſaal
Beſtrafung einer wucheriſchen Schleichhändlerfamilie. Nach

achttägiger Dauer ging in Köln der Prozeß gegen die Gutsbeſitzerfamilie Bremer zu Ende, der großes Aufſehen deshalb

erregte, weil zahlreiche hochſtehende Perſonen in dieſen Prozeß
verwickelt wurden. Den Angeklagten wurde zur Laſt gelegt,
heimliche Vichſchlachtungen vorgenommen und Fleiſch zu hohen
Preiſen an bemittelte Bürger, Reſtaurants und große Waren
häuſer abgeſetzt zu haben. Ferner wurde ein flotter Handel mit
Milch, Butter, Sahne, Käſe und Mehl zu hohen Preiſen be-
trieben. Durch die Abgabe von Lebensmitteln an zahlreiche
Kölner Familien ſind etwa hundert Nebenprozeſſe entſtanden,,
die demnächſt zur Verhandlung kommen. Der Staatsanwalt
hatte gegen die Hauptangeklagten, Mutter und Sohn, zwei bzw.
drei Jahre Gefängnis ſowie insgeamt 120 000 Mark Geldſtrafe
beantragt. Das Hericht verhängte folgende Strafen: Joſef
Bremer jun. 15 Monate Gefängnis und 54 200 Mk. Geldſtrafe,
Frau Bremer ein Jahr Gefängnis, 24 600 Mk. Geldſtrafe, Joſef
Bremer ſ.n. 8000 Mk. Geldſtrafe, Michael Bremer vier Monate
Gefängnis, 19 500 Mk. Geldſtrafe, Paul Bremer 500 Mk. Geid-
ſtrafe. Es wurde Habſucht als Triebfeder zu den Verfehlrngen
angeſehen.

(Nachdruck verboten.)

Geheimniſſe und Wunder
24)] Von Gertrud von Stokmans.

„Ja,“ erwiderte Maxi verächtlich, „wenn man ſo eine
Schlafmütze iſt, wie Du, kann man ſich mit dem Abwarten
begnügen, mir aber macht es Spaß, den Dingen nachzu-
ſpüren und die Motive herauszufinden, welche die Hand
lungen der Menſchen beſtimmen.timn Das iſt viel lehrreicher

und amüſanter, indeſſen, in dieſem Falle ſuche ich vergebens
Ja, wenn Sahett eine glänzende, imponierende

Berties Herzen zu verdrängen, aber unſer beſcheidenes
Veilchen eignet ſich für dieſe Aufgabe nicht im geringſten
und iſt ſelbſt ganz erſtaunt über die Auszeichnung, welche

ihr plötzlich von Mutter und Sohn zuteil wird.“
„Mit Eſtelle
„Die konnte

Jſa flocht ihr Haar in zwei lange Zöpfe.

„Weshalb denn nicht?“ fragte Mari ſcharf.
„Nun, ſie war doch eine Ausländerin und hat keinen

Namen und kein Geld. Außerdem glaube ich nicht, daß
ie Engelbert liebt. Sie hat ſeine Neigung geweckt und an
genommen, aber ſie war nicht in der Lage, ſie zu erwidern.

Sie konnte und durfte es wahrſcheinlich nicht, ganz abge
rn von Mamads energiſchem Widerſtand gegen eine ſolche

Partie.“
WMoxi war ganz ſprachlos vor Erſtaunen. „Wie kominſt

Du denn auf dieſe Jdee?“ fragte ſie lebhaft.
Marie Luiſe lächelte. „Jch habe meine guten Gründe,

Kind. Du nennſt mich die Schlafmütze, aber ich mache auch
eine Beobachtungen. Jch rede nur nicht immer davon.“

„Aber Eſtelle kennſt Du doch nicht beſſer als ich
vielleicht doch, Maxi, und das iſt ganz natürlich. Dich

fürchtete ſie. Vor Deinem Scharfblick und Deiner flinken
Zunge war ſie immer auf der Hut, während ich, mit meiner
angeborenen Gelaſſenheit und ſcheinbaren Gleichgültigkeit,

ihr ganz ungefährlich erſchien und ſie dazu verleitete, die
gebotene Vorſicht zuweilen außer acht zu laſſen. Jch denke
mir, wenn man eine Rolle ſpielt, kann man ſie nicht immer
und unter allen Umſtänden durchführen, man bedarf zu
weilen auch der Ausſpannung und läßt ſich gehen, wenn
ouch nur für kurze Zeit. Bei Eſtelle trat dieſer Rückſchlag
immer nur in meiner Gegenwart ein, nie in der Deinen.
Sie hatte auch Vertrauen zu mir, ſchon weil ich ihr im

Alter am nächſten ſtand, und hätte ſich vielleicht gern gegen
wich ausgeſprochen, aber ſie wagte es nicht, und ſo blieb
ich auf meine eigenen Wahrnebmungen angewieſen

„Und was verrieten Dir dieſe?“
„Daß ſie etwas zu verbergen hatte und von einer

ſchweren Sorge, vielleicht ſogar von einer Schuld, zu Boden
gedrückt wurde.“

„Das haſt Du aber nie geſagt, nie angedeutet,“ meinte
Maxi vorwurfsvoll. „Du hätteſt doch Mama und mich
gleich verſtändigen können.“

„Wozu?“ war die ruhige und ernſte Erwiderung. „Jhr
wäret gleich mit Feuer und Schwert dazwiſchen gefahren,
und Eſtella tat mir leid, ich wollte ſie nicht noch unglücklicher
machen, als ſie ohnehin war. Du weißt, ſie vermied es nach
Möglichkeit, über ihre Vergangenheit und ihre Verwand-
ten zu ſprechen, und meinte, letztere wären alle tot, aber
ſie bekam doch zuweilen Briefe aus Brüſſel, die ſie wieder-
holt las, und i nach ſah ſie müde, abgehetzt und faſt ver-
zweifelt aus. Jch hatte ja auch keine Beweiſe, ſondern nur
Mutmaßungen, und ehe dieſe zu einer Gewißheit wurden,
kam Mamas Kündiqung und Eſtellas unerwartete Ab-
reiſe. Damit war jede Gefahr, auch für Engelbert beſeitigt,
und es lag kein Grund vor, Mamas Groll und Mißtrauen
gegen das arme Ding noch zu ſteigern.“

Maxi ſtimmte ihr bei, bedauerte aber, daß Marie Luiſe
ihre Beobachtungen nicht hatte länger fortſetzen können.

„Gut, daß ſie fort iſt, unſere ſchöne, ſanfte Eſtelle,“ ſagte
ſie, dadurch iſt die ganze fatale Angelegenheit aus der Welt
geſchafft. Doch ihr Gehbeimnis, wenn ein ſolches wirklich
vorhanden war, hätte ich gern ergründet. Du mußt mir
nachher noch mehr von Deinen Beobachtungen erzählen.
Die intereſſanten Dinge ſteben immer nur in den Büchern
und in Zeitungen; wir ſelbſt erleben keine. Was aber
Engelbert be?riſft, ſo hat er ſich eher getröſtet, als ich dachte.
Mein Mitleid mit ihm war wirklich verſchwendet. Zuerſt
war er ſehr niedergeſchlagen, aber jetzt hat er ſich mit
Eſtelles Verluſt offenbar abgefunden, und ich begreife nicht,
daß er nicht den geringſten Verſuch machte, etwas über den
Verbleib des jungen Mädchens zu erfahren. Erſt woſſte er
ſie zu ſeiner Frau machen, und dann gab er ſie Mamas
weiſer, aber grauſamer Willkür vollkommen preis. ch
begreife das nicht. Das Feuer, das ſo ſchnell verlöſchte,
kann doch nur ein Strohfeuer geweſen ſein.“

„Oder eine beilige Flamme, die heimlich weiter brennt,
von niemand geſehen,“ warf Marie Luiſe löchelnd ein.
Engelbert iſt viel verſchloſſener, als man denkt, und wer
wie welche Ueberraſchung er uns noch eines Tages be-
rcitet.“

Wie dem auch ſein mochte das Verhalten des jungen
Offiziers war ſeit der Unterredung mit ſeiner Stiefmutter
vollkommen einwandfrei. Er kam noch häufiger als ſonſt
nach der Maienburg, und wenn er von dort auch zuweilen
nach dem roten Turm hinunterradelte, um Onkel Eher

hard zu beſuchen, ſo blieb er doch niemals länger als ein
halbes Stündchen und kehrte ſtets angeregt befriedigt zu
den Damen zurück.

Die Gräfin glaubte überhaupt, die Zügel in der Hend
zu haben und den Schickſalswagen im ſelbſtgewählten Gleis
erhalten zu können, in Wirklichkeit war aber alles anders,
als es ausſah, und Graf Engelbert folgte einem höheren
Gebot, als dem, das ſeine Stiefmutter in nüchterner Auf-
faſſung ſeiner Lage und praktiſcher Fürſorge für ihn auf
geſtellt hatte.

Nur Sabett ging bis zu einem gewiſſen Grade
ahnungslos auf ihre Jntentionen ein und wäre vollkom-
men glücklich geweſen, wenn ſie den Mut gehabt hätte, un
bedingt an dieſes Glück zu glauben. Mit einem Schlage
ſah ſie ſich nicht nur geduldet und wohlgelitten, ſondern
innerhalb der Familie in den Mittelpunkt des Jntereſſes
gerückt, urd ihr Selbſtbewußtſein, das nie Gelegenheit
gehabt hatte, ſich normal zu entfalten, hob ſich unter dieſen
Umſtänden wie eine Blume, welche man aus dem Schatten
in die Sonne verpflanzt. Sie wurde ſicherer, heiterer, un
befangener, und wagte es, mehr aus ſich herauszugehen,
aber ſie wurde nicht übermütig und eingebildet. Jhre Be-
ſcheidenheit, welche die eigene Perſönlichkeit nie überſchätzte,
ließ ſie immer wieder nach Gründen für dieſen jähen Um-
ſchwung ſuchen, und ſo nahm ſie auch Engelberts huldigende
Annäherung mehr mit ſchüchternem Staunen, als gläubiger
Freude und offener Befriedigung entgegen.

Sabetts Herz verhielt ſich auch diesmal ganz paſſiv.
Sie mochte den netten Stiefvetter gern leiden und bewun-
derte ihn, wie man einen eleganten, flotten Bruder bewun--
dert. Sie hätte ihn auch ohne Widerſpruch geheiratet, um
mit der Familie Turner noch enger verknüpft zu ſein, wenn
ſie überzeugt worden wäre, daß ſie zu ſeinem Glück wirklich
notwendig ſei, aber ſie liebte ihn nicht, und ſein Verhalten
ihr gegenüber enthielt Schwankungen und Widerſprüche,
die ſie mit Worten nicht nachweiſen konnte, aber trotzdem
mehr oder minder deutlich empfand. Jn Geſellſchaft und
in Gegenwart ſeiner Mutter widmete er ſich Sabett mit
einer Wärme und Selbſtverſtöndlichkeit, die ſcheinbar keinen
Zweifel über ſeine Abſichten zuließ, waren ſie aber allein,
fiel er in die Rolle des guten Freundes und Kameraden
zurück oder kämpfte mit einer Befangenheit, die ihn wort
karg, machte und dem jungen Mädchen vollends rätſelhaft
erſchien. Allmäblich ſteigerte ſich dieſelbe noch. Der Wunſch,
ihr eine vertranliche Mitteilung zu machen, ſich offen gegen

ſie auszuſprechen, trat mit der Zeit immer klarer hervor,
und Engelbert machte allerlei Verſuche, ihn auszuführen,
aber nun war es Sabett, welche jedes längere Älleinſein
mit ihm vermied.

(Fortſetzung folgt.

n

8

4



Provinz Sachſen und Umgedung
Das Eiſerne Kreuz

Mit dem Eiſernen Kreuz 1. Klaſſe wurden auszeichnet: Bataillonsadjutant Karl re aus Zeitz,
ittm. Regierungsrat Steuer aus Schmalkalden, Rittm.

Goebel aus Aſchersleben, Wachtm. W. Räuchardt aus
Bürgel (Thür.), Ltnt. d. Reſ. Paul Marſch aus Meineweh,
Vigefeldw. Otto Bloß aus Remſchütz, Ltnt. Lehrer Georg
Pfuhl aus Weidenhauſen, Unteroffig. Karl Wellen
ſchläger aus Geſchwenda, Major Zwirn mann aus Frey
burg (Unſtrut), Obermagt Herm. Ka ra aus Sömmerda, Ltnt.
Martin Patzer aus Wernburg, Vizefeldw. Knopf aus Hell
born, Hauptm. d. Reſ. Ingenieur Alwin Lüderitz, Ltnt. d.
Reſ. Albert Wolter, Lint. Walter Ballin, Lint. Rei-
chert, Ltnt. Günter Haſelhorſt und Diviſionsintendant
Rechnungsrat Koher, ſämtlich aus Magdeburg, Lint. Max
Naue und Lint. Paul Richard, beide aus Erfurt, Flieger-
leutnant Viktor Neumann und Oberarzt Dr. Ruſchke,
beide aus Weinar, Ltnt. Richard Junkelmann, Unteroffiz.
Kurt Kühling und Ltnt. d. Reſ. Franz Wagner, ſämtlich
aus Jena, Ltnt. d. Reſ. Max Pflänzel und Unteroffiz. Arno
Grießmann beide aus Saalfeld.

Aus Landes- und Skadkparlamenken
Verbandskagungen Wahlen

Eisleben, 5. Okt. (Für die Landtagserſatz-
wahl im Mansfelder Kreiſe) am 24. Oktober wurde an
Stelle des zum Oberpräſidenten ernannten Abgeordneten von
Haſſel der konſervative Rittergutsbeſitzer Regierungsaſſeſſor
Bartels in Waldeck aufgeſtellt. Gegenkandidaturen unter
bleiben.

Dresden, 5. Okt. (75 000 Markfür Darkehmen.)
Die Stadtverordneten bewilligten für Dresdens Patenſtadt
75 000 Mark. Angeſichts der finangziellen Lage der Stadt er
folgte die Bewilligung nicht ohne Widerſpruch.

IJnduſtrie- und Verkehrsfragen

Staßfurt 5. Okt. Keine Paketbeſtellung
mehr Die Poſt beabſichtigt, wie es heißt, demnächſt die
Paketbeſtellung einzuſtellen. In verſchiedenen anderen Orten
iſt das wegen Hilfsperſonal- und Gefangenenmangel ja ſchon ge
ſchehen. Den Empfängern werden die Paketadreſſen von den
Briefträgern überbracht; die Empfänger müſſen ſich die Pakete
von der Poſt abholen.

Deſſau, 5. Okt. (Die Straßenbahn) konnte den
Betrieb nicht eröffnen, weil ihr der Strom ausgegangen war.
Der Kohlenmangel iſt daran ſchuld.

Krankheiten und Unglücksfälle
K. Bitterfeld, 5. Okt. Vom Zuge getötet) Jn der

Nähe des Bahnhofs wurde der auf dem Eiſenbahnkörper beſchäf
tigte 60jährige Arbeiter Lukarzewez aus Holzweißig von
einem durchfahrenden Schnellzuge überfahren und getötet. Ver
mutlich hat der Verunglückte den Warnungsruf bei Annäherung
des Zuges überhört.

Aſchersleben, 5. Okt. (Tödlich verunglückt.) Der
Landwirt Faßhauer iſt am Dienstag, als er eine Fuhre
Kartoffeln nach Hauſe fahren wollte, beim Aufſteigen vor die
Räder ſeines Fuhrwerkes gefallen. Der Wagen fuhr über ihn
weg und zertrümmerte ſeinen Bruſtkorb. Der Verunglückte iſt
jetzt im Krankenhauſe ſeinen Verletzungen erlegen.

Diebſtähle und andere Skraftaken
K. Gräfenhainichen, 5. Okt. (Der Wilddieb), der den

Rittergutsförſter Haaſe aus Radis durch Meſſerſtiche erheblich
verletzt hatte, iſt als ein auf der Domäne Strohwalde beſchäf
tigter ruſſiſch-polniſcher Arbeiter ermittelt worden.
Der Täter iſt flüchtig.

Leipzig, 5. Okt. (Die Schließung des Kon
fektionshauſes Aug. Pol ich) durch die Rrichskleider
telle erregt hier großes Aufſehen. Dieſer Tage trafen Reviſoren

Reichskleiderſtelle bei der Firma ein und ordneten die einſt
weilige Schließung des Geſchäfts an. Die Geſchäftsleitung ver
mutet, daß es ſich um eine Denunziation handelt; ſie verſichert,
daß keine geſetzt. itrigen Verkäufe vorgekommen ſeien. Die Re
viſion ſoll 8 bis Ix, Tage dauern.

Verſchiedene Vachrichken
Staßfurt, 5. Okt. (Hohe Pacht.) Bei der kürzlich

ſtattgehabten Verpachtung des alten Petrikirchhofes wurden für
das etwa 135 Morgen große Gelände rund 400 M. jährliche
Pacht ergielt. Für die Morgen große Parzelle wurden
durchtveg 28 M. Pacht erreicht.

Spiel des Zufalls.) DerMarkneukirchen, 5. Okt.
Soldat Schilbach von hier erhielt im d eine Depeſche mit der

Er bekam ſofort Urlaub und reiſteNachricht: „Mutter geſtorben.“
heim. Wie ſtaunte er, als er die Mutter geſund und vergnügt
antraf. Die Nachricht war vermutlich für einen anderen Schik
bach beſtimmt geweſen. So kam der Tag der Abreiſe heran.
An ihm erlitt Frau Schilbach einen Herzſchlag, der ihrem Leben
ein Ziel ſetzte.

KRus Halle und Umgebung
Halle, 6. Oktober.

Wild
S Für den Stadtbegzirk Halle wird als Wildabnahmeſtelle die

Wildhandlung Franz Wittig, Ankerſtraße 12 (Fernruf 4133),
errichtet. Die vorgeſchriebene Anzeige über bevorſtehende Treib-
jagden im Stadtbezirk Halle iſt an dieſe Stelle ſpäteſtens am
Tage vor der Jagd zu erſtatten; an dieſe Stelle iſt auch der
durch Verordnung des Bundesrats feſtgeſetzte Anteil der Strecke
abzuliefern. Hinſichtlich der Ablieferungspflicht gilt für die im
Stadtbezirk. Halle ſtattfindenden Treib- und ähnlichen Jagden
für die von einer Mehrheit von Schützen erlegte Str Fol
gendes:

a) Jagdſtrecken bis zu 3 Stück Schalenwild (Rot, Dam-,
Schwarz und Rehwild bleiben zur freien Verfügung des Jagd
berechtigten mit der Maßgabe, daß ihr Verkauf nur unmittelbar
an Verbraucher oder an zugelaſſene Wildhändler erfolgen darf.
Der drei Stück überſchreitende Teil der Jagdſtrecke iſt an die
Wildabnahmeſtelle abzuliefern; b) Bei n Jagdſtrecken an
Niederwild (Haſen, Kaninchen, Faſanen) bleibt im Allge-
meinen ein Drittel, mindeſtens aber 10 Stück den Jagdberech-
ligten zur freien Verfügung, mit der Maßgabe, daß ein Ver-
kauf auch hier unmittelbar an Verbraucher oder zugelaſſene
Wildhändler ſtattfinden darf. Zwei Drittel der Strecke ſind an
die Wildabnahmeſtelle abzuliefern. Jſt die Jagdſtrecke ſo groß,
daß bei der Drittelung dem Jagdberechtigten mehr als 50 Stück
Niederwild verbleiben würden, ſo iſt auch der dieſe Höchſtgrenze
von 50 Stück überſteigende Betrag der Abnahmeſtelle abzuliefern.
Bei gemiſchten Strecken von Schalen- und Niederwild bleiben
dem Jagdberechtigten als Mindeſtſtrecke ein Stück Schalenwild
und 5 Stück Niederwild. Der Jagdberechtigte iſt verpflichtet,
über das geſamte Ergebnis ſeines Jagdbetriebes einſchließlich
der Such und Anſtand-Pirſchjagden genaue Liſten zu führen,
aus denen die Jagdart, der Tag der Erledigung und der Verbleib
des Wildes zu erſehen ſein muß. Dem Magiſtrat ſteht die Ein
ſicht in e Liſten frei. Ferner hat der Jagdberechtigte von dem
Ergebnis jeder Jagd unter Angabe der Art und Stückzahl des
erlegten Wildes binnen drei Tagen dem Magiſtrat, Ernährungs
amt, Mitteilung zu machen. Die r itt als

Wdempfangeſtelle guglefch verechttgt werd verpftichter, das von
Jagden im Saalkreis und im Kreiſe Merſeburg gemäß Anord
nung der PreufziſchengHauptwildſtelle an die Stadt Halle abzu
liefernde Wild im Empfang zu nehmen.

S 2. Die Wildabnahme und Empfangsſtelle hat das ihr zu
geführte Wild ſachgemäß zu behandeln und gemäß den Anordnungen des Magiſtrates der Stadt Halle unter bcſen Kontrolle

den Verbrauchern zuzuführen.
8 3. Die unentgeltliche Abgabe von Wild unmittelbar an

Verbraucher iſt nur den bom Magiſtrat der Stadt Halle zuge
laſſenen Wildhändlern geſtattet. Zugelaſſen zum Wildhandel
wird nur, wer dieſen bereits vor dem 1. Auguſt 1914 betrieben
und ſeitdem fortlaufend ſteuerzahlend ausgeübt hat. Die Ge
ſchäfte werden durch ein von ihnen ausgehängtes Schild: „zuge
laſſen zum Handel mit Wild kenntlich gemacht. Für die Zu
laſſung zum Wildhandel iſt eine ſofort zahlbare jährliche Abgabe
von 5 Mk. an das Stadternährungsamt zu entrichten. Die
zugelaſſenen Wildhändler werden vom Magiſtrat der Stadt Halle
mit einem Ausweiſe verſehen.

s 4. Die Wildabnahme- und Wildempfangsſtelle iſt ver
pflichtet, über das ihr zugeführte Wild Bücher zu führen, aus
denen der Tag des Abſchuſſes, Art, Stückzahl und Gewicht des
empfangenen Wildes, der Name des Jagdberechtigten, der Tag
der Abholung und der Tag der Weiterlieferung, Art, Stückzahl
und Gewicht des weiter gelieferten Wildes ſowie der Name des
Empfängers zu erſehen ſein muß.

8 5. Die Höchſtpreisverordnung des Magiſtrats vom
29. November 1916 bleibt in Geltung

S 6. Wer den vorſtehenden Anordnungen zuwiderhandelt,
wird mit Gefängnis bis zu einem Jahre und mit Geldſtrafe bis
zu 10 000 Mk. oder mit einer dieſer Strafen beſtraft. Neben der
Strafe kann auf Einziehung des Wildes, auf das ſich die ſtraf
bare Handlung begzieht, erkannt werden, ohne Unterſchied, ob es
dem Täter gehört oder nicht.

H 7. Die Verordnung tritt mit der Bekanntmachung in
Wirkſamkeit.

Wochenhilfe für Ehefrauen Hilfsdienſtpflichtiger
Der Bundesrat hat am 5*. Juli 1917 eine Verordnung be

ſchloſſen, nach der deutſche Wöchnerinnen während der Geltungs
dauer des Hilfsdienſtgeſetzes aus Reichsmitteln eine Wochenhilfe
erhalten ſollen, wenn 1. der Ehemann eine Beſchäftigung im
Sinne des Hilfsdienſtgeſetzes ausübt, und im letzten Jahre vor
der Niederkunft ſeiner Ehefrau mindeſtens ſechs Monate hindurch
ausgeübt hat, 2. ſeine wirtſchaftliche Lage ſich infolge ſeiner
Beſchäftigung im Hilfsdienſt nachweislich verſchlechtert hat, und
3. ein Bedürfnis für die Beihilfe beſteht. Bei Hilfsdienſtpflich-
tigen, die durch beſondere ſchriftliche Aufforderung nach 7 des
Hilfsdienſtgeſetzes herangezogen worden ſind, bedarf es nicht des
Nachweiſes einer Beſchäftigung im Hilfsdienſt vor der Nieder-
kunft. Der Beſchäftigung des Ehemannes vor der Niederkunft
ſteht natürlich die Leiſtung von Kriegs-, Sanitäts und ähnlichem
Dienſte gleich. Ebenſo erhalten die Wochenhilfe ſolche Wöchne-
rinnen, die ſelbſt im Jahre vor der Niederkunſt mindeſtens ſechs
Monate hindurch im Hilfsdienſt beſchäftigt waren. Auf dieſe
ſechs Monate wird ihnen die Zeit einer Beſchäftigungsloſigkeit
unmittelbar vor der Niederkunft bis zu vier Wochen angerechnet.
Die Wochenhilfe wird endlich auch für ein uneheliches Kind ge
leiſtet, wenn in der Perſon des Vaters die oben für den Ehemann
angegebenen Vorausſetzungen zutreffen, und ſeine Verpflichtung
zur Gewährung des Unterhaltes feſtgeſtellt iſt. Für die Aner
kennung des „Bedürfniſſes“ iſt eine Einkommenhöchſtgrenze feſt
geſetzt, 2500 Mk. bei dem Vater, 1500 bis 2500 Mk., je nach der
Kinderzahl, bei un verheirateten Wöchnerinnen. Hinſichtlich des
Umfanges der Leiſtungen ſchließt ſich die neue Fürſorge eng an
die Beſtimmungen der bereits beſtehenden Verordnungen an.
Die Anträge uſw. ſind bei Verſicherten, je nach Lage der Ver
hältniſſe, an die Krankenkaſſe, den Arbeitgeber oder die See
Berufsgenoſſenſchaft zu richten, in allen anderen Fällen un
mittelbar bei der Kommiſſion der Lieferungsverbände zu ſtellen,
die für die Prüfung der Wirtſchaftslage der Beteiligten infolge
ihrer gleichartigen Tätigkeit auf dem Gebiete der Mannſchafts
unterſtützung bereits umfaſſende Erfahrung deſitzen. Die üb-
rigen Beſtimmungen decrken ſich zum größten Teil mit den für
die Wochenhilfe für die Ehefrauen der Kriegsteilnehmer uſw.
nach der Bekanntmachung vom 23. April 1915 in Kraft befind
lichen.

Fünf Minuten Redezeit im Stadtparlament
Jnfolge der jüngſt in Königsberg i. Pr. erfolgten

Beleuchtungseinſchränkungen zum Zwecke der
Kohlenerſparnis, beſchloß die Stadtverordnetenverſammlung in
Abänderung der Geſchäftsordnung, die Redezeit ausnahmslos
auf fünf Minuten, die Sitzungsdauer möglichſt auf zwei Stunden
zu beſchränken.

Jn unſerem Stadtparlament pflegen die einzelnen Reden
ſelten länger als fünf Minuten zu dauern, doch treten dieſe
Reden oft ſo maſſenhaft auf, daß eine zweiſtündige Dauer der
Sitzungen weit überſchritten wird. Aus Gründen geſchichtlicher
Wahrheit müſſen wir jedoch feſtſtellen, daß man ſich in dieſer
Kriegszeit zumeiſt einer weiſen Beſchränkung befleißigt, ganz
abgeſehen davon, daß Sitzungen nur in dringenden Fällen ab
gehalten werden. Jn dieſer Hinſicht wird kaum eine ſonderliche
Lichterſparnis zu erzielen ſein. Wohl aber dürfte ſich eine
gewiſſe Einſchränkung in der Beleuchtung des Sitzungsſaales
ſelbſt erzielen laſſen, denn ohne daß wir beſonders darauf hinzu
weiſen brauchen, wie weitſichtig unſere Verſammlung an ſich
ſchon iſt und alſo nicht unnötig erleuchtet zu werden braucht,
kann auf alle Fälle die eine und andere Flamme eingezogen
werden.

Höchſtpreiſe für Gänſefleiſch und Gänſefett. Obgleich für
die meiſten Leſer der Genuß von Gänſebraten und Gänſefett
eine Mär aus vergangenen Zeiten bedeutet, wird ſie es immer-
hin intereſſieren, zu erfahren, welche Höchſtpreiſe der Berliner
Magiſtrat für ein Pfund Gänſefleiſ oder Gänſefett feſtgeſeizt
hat. Ob ſolche Höchſtpreiſe auch für Halle in Ausſicht genommen
werden, ſteht dahin. Vielleicht daß ſolche Frltſeb gang nigg beliebt
wird, weil man aus Erfahrung weiß, daß dann Gänſe überhaupt
nicht hierher gelangen. Jn Berlin ſollen alſo folgende Preiſe
für 1 Pfund nicht überſchritten werden Lieſenfett 10 Mk.,
Bauchfett 7 Mk., Darmfett 8 Mk., Leber 9 Mk., Keulen 6,50 Mk.,
Bruſt ohne Knochen 9 Mk., Stückenfleiſch 4,80 Mk., Rümpfe mit
Bruſt und Keulen ohne Därme und ohne zum Klein zugehörige
Teile 6,25 Mk., Bruſt mit Knochen 8,80 Mk. Bruſtknochen 5 Pfg.;
Klein: Kopf mit Hals, 2 Flügel, 2 Füße, Magen und Herz, ge
rupft, auch ohne Spitzflügel 4 Mk. (je Stüch), Schmalz 14 Mk.
(je Pfund), Grieben 10 Mk., Gänſebraten 11 Mk., Gänſeweiß-
ſauer 10 Mk., Gänſeleberwurſt 8 Mk. Gänſeleberpaſtete darf
nur zu den durch den Verband der Herſteller von Gänſeleber-
paſteten feſtgeſetzten und auf der Packung oder dem Behältnis
durch den Herſteller angebvachten Verkaufspreiſen an Verbraucher
abgegeben werden. Beim Verkauf von geräuchertem Gänſe
fleiſch in Teilen und von aus Gänſen hergeſtellten Erzeugniſſen
dürfen folgende Preiſe für 1 Pfund nicht überſchritten werden:
Bruſt mit Knochen im ganzen 11,50 Mk., ohne Knochen im ganzen
12,50 Mk., im Ausſchnitt 13 Mk., Keulen 9 Mk.

Warnung. Durch die mißbräuchliche Benutzung
von Wein-, Bier-, und Mineralwaſſerflaſchen
zur Entnahme und Aufbewahrung von geſundheitgefährdenden
und ekelerregenden Flüſſigkeiten (Petroleum, Benzin, Salmiak
geiſt, Laugen uſw.) ſind wirderholt Unglücksfälle, Vergiftungen
und ſonſtige geſundheitliche Schädigungen vorgekommen. Es
wird daher vor der Benutzung ſolcher Flaſchen
zum Aufbewahren derartiger Flüſſigkeiten dringend ge
warnt und empfohlen, hierzu nur die von den Mitgliedern des
hieſigen Bezirksvereins im Deutſchen Drogiſten Verbande von
1873 (E. V.) eingeführten dreieckigen Flaſchen zu verwenden.

Börſen- und Handelsteil
Wochenbericht der Berliner Produktenbörſe

Jn der am 8. Oktober abgeſchloſſenen Berichtswoche en
in Sämereien wegen Mangels an Ware im freien Verkheringfügige Umſähe ſatt. Auch das Geſchäft in St

ganz ingetreide hielt ſich in recht beſcheidenen Grenzen. Recht ich

geſtaltete ſich dagegen der Handel in Kohlrüben, Runkelrüben
und Möhren. Für dieſe drei Artikel zeigten die Kommun
außerordentlich ſtarke Kaufluſt, offenbar waren ſie beſtrebt
ihven für den Winter zu decken. Jm Handel mit Heu
und Stroh iſt es ſehr ſtill geblieben, da Material für den freien
Verkehr bei den gegenwärtig obwaltenden Verhältniſſen nicht zu
beſchaffen iſt. Für den Abſatz aller Rauhfuttermittel bietet ſich
natürlich nach wie vor bei andauernd reger Nachfrage reichliche
Gelegenheit. Der Begehr nach Heidekraut, w. Mahl- wie
zu Streugwecken, konnte wegen der noch ni behobenen
Schwierigkeiten für die Beſchaffung des Materials in genügend
großer Menge wieder nicht befriedigt werden.

Nichtamtlich wurden nachſtehende Preiſe bekannt: Saatgut
100 kg ab Station: Sommerwicken 65 M., Vogelwicken 48 M.
Heu gb Station (Höchſtpreiſe plus Handelszuſchlag): Wieſen
und Feldheu 8,40 M., gepreßtes 8,60 M., Kleeheu 9,40 M., ge,
preßtes 9,60 M. Stroh, ab Station: Flegeldruſchſtroh 4,80 M.
Maſchinendruſchroh 4,80 M., gepretßes 4,75 M. Häckſel, a
Station: 5,30 M.. und 85 Pf. für Leihſäcke. Heidekraut ab
Station: 250—-3 M. Schilfrohr ab Station, Schnitt vor der
Blüte 4——-4,50 M. alles Rauhfutter für 50 kg.

Deviſenkurſe
Berlin,5. Oktober. Die telegraphiſchen Auszahlungen ſtellen

ſich heute für

Geld BriefHolland J 303 304,Dänemark a e e I 2 221 221Schweden e e e 2442), 2451,Por wegen L. 221Schweiz e e 7 e 1521, 152Oeſterreich- Ungarn 64,20 64,30
Bulgarien 8 81Konſtantinopel 20, 20,30für ein türkiſches Pfund

Spanien 150 131für 100 Peſetas.

Börſenſtimmungsbild
Berlin, 4. Oktober. Bei leichten Schwankungen und

ruhigem Geſchäft war die Kursentwicklung heute über-
wiegend leicht nach unten gerichtet.
Kohlenwerte, Auer waren ſtärker rückgängig, da anſcheinend die
Ausſchüttung nicht ganz befriedigt. Auch Erdöl und Rheinmetall
bröckelten ab. Schiffahrsaktien ſowie türkiſche Werte lagen ſtill
und etwas ſchwächer, dagegen waren öſterreichiſche Werte höher.
Kaufluſt beſtand unter Führung von Heldburg für Kaligaktien,

Produktenbericht.
Berlin, 4. Oktober. Jm hieſigen Warenverkehr zeigte ſich

ſtärkere Nachfrage für Runkelrüben zu Futter-
gw egr es ſtand jedoch nur wenig Ware zur Verfügung, da
die Landwirte zu den beſtehenden hohen Preiſen wenig Neigung
zeigen, Ware abzugeben. Jm Rauhfutt er und Saaten-
markt war es ſtill.

Zeichnungen zur 7. Kriegsanleihe. Die der Verwaltung
des Königlichen ProvinzialSchulkollegiums unterſtehenden Jnſti
tute zeichneten: die Landesſchule Pforta 670 000 M., das
Kloſter Unſer Lieben Frauen 1822000 M. und die
Kloſter Bergeſche Stiftung 5 029 000 M., insgeſamt 7 721 000 M,
Gothaer Lebensverſicherungsbank 10 Millionen
Mark, Sparkaſſe für das erzogtum Gotha
334 Millionen M., Thüringiſche Landesverſiche-rungsanſtalt in Weimar 6 Millionen M., Stadt Erfun
2 Millionen M., Gummiwerk Fulda A.G. 250 000 M.

Deutſche Gasglühlicht Akt.Geſ. (Auer-Geſellſchaft) in
Berlin. Jn der Aufſichtsratsſitzung berichtete der Vorſtand über
das abgelaufene Geſchäftsjahr. Die Betriebe waren infolge der
Arbeiten für die Landesverteidigung bis zur äußerſten Grenze
des Möglichen beſchäftigt. Die Umſätze haben ſich hierdurch
auch in dieſem Jahre wieder gegenüber dem Vorjahre geh n.
Gegenüber dem ſtärkſten Friedensjahre der Geſellſchaft agen
ſie das Dreifache. Gewinn ſich nicht im gleichenVerhältnis gehobert. Gr beträgt 14 356 675 Es wird vorge
ſchlagen, auf 8 800 000 Vorzugsaktien und 1965 Stammaktien
Lit. C je 5 Proz., ferner auf 7 935 000 Stammaktien Lit.
25 Proz. Dividende zu verteilen. Außerdem ſollen bis 10984
Stammaktien Lit. A in Aktien Lit. C (alſo auf je 4 Stammaktien
Lit. A eine) unter Zuzahlung von 4000 per Stück in Aktien
Lit. C umgewandelt werden. Ferner ſoll eine gleiche Anzahl von
Vorzugsaklien zum Preiſe von 107 A pro Stück zurückgekauft
werden, und zwar ohne Dividendenſchein für das abgelaufene
Geſchäftsjahr. Die Aktien Lit. O ſind ſolche Aktien, die auf
Grund des Beſchluſſes der letzten Generalverſammlung als
Aktien minderen Rechts (20 Prozent weniger Dividende als die

Aktien Lit. A abgeſtempelt wurden. SDie Elbeſchiffahrt liegt infolge des dauernd ſehr niedri
gen Waſſerſtandes ſehr darnieder. Die Tauchtiefe der Kähne
iſt ſehr gering; große Schiffe können kaum noch fahren. Dieſer
Zuſtand wirkt in gegenwärtiger Zeit beſonders ſtörend für den
Transport von Kohlen und von landwirtſchaftlichen Produk'en.
Jm Gebiet der Mittelelbe iſt in den letzten Tagen infolge
einiger Niederſchläge ein geringes Steigen des Waſſers zu ber-
zeichnen, doch wird vom Oberlauf
Fallen des Waſſerſtandes gemeldet.

Letzte Telegramme
Delambros und Skoludis verhaftet

Paris, 5. Okt. Havas meldet aus Athen: Delam-
bros, der ſich weigerte, zum Verhör vor der parlamentari
ſchen Kommiſſion zu erſcheinen, wurde ſeine Verhaf-
tung angeordnet. „Temps“ meldet aus Athen, daß
auch Skoludis aus demſelben Grunde verhaftet wurde.

Vom ſüdſlaviſchen Klub
Wien, 5. Okt. Der „Parlamentariſchen Korreſponden?

zufolge beſchloß der Süd ſlawiſche Klub gegen das
BudgetProviſorium zu ſtimmen und auch in allen andern
Angelegenheiten oppoſitionell vorzugehen.

Vernunft Vorteil vaterlandsliebe
gebieten Dir Zeichne Kriegsanleihe

e c
Verantwortlich:

für den politiſchen Teil: Dr. Hans Simon; für Oertliches, Land
wirtſchaftliches, Gerichtsſaal und Sport: Heinrich Mieſchner; fü
Proving, Börſen und Handelsteil: Georg Fernandes; für den
übrigen Teil: Dr. Hans Simon; für den Anzgeigenteil: Otte

Kreibohm, ſämtlich in Halle. tAlle Zuſchriften in Bezugs und Anzeigenangelegenheite
ſind nur an die „Geſchäftsſtelle der Halleſchen Zeitung“
richten, dagegen die Schriftleitung betreffende Zuſchriften nut
an die „Schriftleitung der Halleſchen Zeitung“-
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